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Das Bundesamt für Strahlen-

schutz ist bei dieser Neuord-

nung der große Verlierer. Es 

verliert mehr als ein Drittel 

seines Personals an das BfE 

und die künftige Betrei-

bergesellschaft und entspre-

chend auch an Kompetenzen. 

Künftige Öffentlichkeits-
beteiligung mit Honora-
tioren und Bürgern nach 
dem Lotterieprinzip 

Kritisiert worden war im Vor-

feld, daß der neuen Superbe-

hörde BfE keine ausreichend 

starken Beteiligungs- und Kla-

gerechte der Öffentlichkeit ge-

genüberstehen. Stattdessen be-

schloß der Bundestag jetzt au-

ßerdem, ein sogenanntes Na-

tionales Begleitgremium zu in-

stallieren, das die Endlagersu-

che des BfE begleiten soll. In 

der Zeit zwischen der Abgabe 

der Kommissions-Empfehlun-

gen und der Auswahl obertä-

gig zu erkundender Regionen 

solle kein „schwarzes Loch“ 

entstehen, hieß es zur Begrün-

dung aus den Parteien CDU, 

SPD, Grüne und Linke, die 

dieses Gremium initiierten. 

Das Gremium soll aus neun 

Mitgliedern bestehen, die vom 

Bundestagspräsidenten mit 

Hilfe des Lotterieprinzips be-

rufen werden. Drei sollen vom 

Bundestag und drei vom Bun-

desrat vorgeschlagen werden. 

Es sollen Personen sein, die 

„gesellschaftlich hohes Anse-

hen genießen“. Daneben sol-

len zwei Bürger oder Bürge-

rinnen nach dem Zufallsprin-

zip ausgewählt werden. Und 

ein Vertreter oder eine Vertre-

terin der jungen Generation 

soll durch „ein Bewerbungs- 

und anschließendes Losverfah-

ren“ bestimmt werden. 

Kritisiert wird, daß eine offe-

ne gesellschaftliche Debatte, 

wie mit den atomaren Hinter-

lassenschaften umzugehen ist, 

durch ein solches, auf derart 

absurde Art und Weise gebil-

detes Gremium nicht ersetzt 

werden könne. 

Die Bürgerinitiative Umwelt-

schutz Lüchow-Dannenberg 

kommentierte das im Vorfeld 

so: „Man stelle sich vor: das 

Telefon klingelt. Am Apparat 

ist der Sprecher des Umwelt-

bundesamtes und beglück-

wünscht Sie, denn Sie sind ei-

ne/r der Zufallsbürger oder der 

Zufallsbürgerinnen, die zu ei-

nem „Planzellenseminar“ ein-

geladen wurden. „Eine nach 

Zufallsprinzip eingeladene, 

nach Geschlecht und Alter 

vielfältige Gruppe erörtert in 

einer Workshopreihe die ge-

sellschaftlichen Fragen der 

Endlagerung. Anschließend 

veröffentlichen die Teilneh-

mer ihre Empfehlungen und 

wählen ihre Vertreter für das 

nationale Begleitgremium. 

Das Vorgehen sichert ab, dass 

die Personen aus der Bürger-

schaft und der Jugend sowohl 

qualifiziert als auch unabhän-

gig sind.“ – So stellt sich das 

die Allparteienkoalition aus 

Union, SPD, der Linken und 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

ein einem Gesetzentwurf vor. 

Die „Sieger“ der Workshop-

reihe gehören dann für die 

nächsten drei Jahre dem „nati-

onalen Begleitgremium“ an, 

das die Brücke schließen soll 

zwischen der Arbeit der 

‚Kommission Lagerung hoch 

radioaktiver Abfallstoffe‘ und 

dem beginnendem Standort-

auswahlverfahren.“ 

Ein solches Szenario soll nun 

Wirklichkeit werden, nach-

dem der Bundestag diese Ge-

setzesinitiative beschlossen hat. 

Im Antragstext heißt es: „Das 

nationale gesellschaftliche Be-

gleitgremium muss bereits un-

mittelbar nach Abgabe des 

Kommissionsberichtes einge-

setzt werden, um einen Faden-

riss in der gesellschaftlichen 

Begleitung zu verhindern und 

den gesellschaftlichen Dialog 

nicht abreißen zu lassen.“ 

„Unvorstellbar“, meint die BI, 

denn wie sollen die drei Per-

sonen aus der Bevölkerung 

ohne Fach- und Hintergrund-

wissen den anderen Paroli bie-

ten können? 

Unbeantwortet bleibe zudem, 

welche Rechte dieses Gremi-

um hat, über welche finanziel-

len Mittel es verfügt, wie weit 

die Akteneinsicht geht, wie 

auf Augenhöhe mit behördli-

chen Institutionen zu dieser 

komplexen Materie gearbeitet 

werden kann ohne umfassende 

finanzielle Ausstattung für ei-

nen Vollzeitjob und wissen-

schaftliche Beratung, fragt die 

BI. Die Erfahrung habe ge-

zeigt, dass eine wirksame Ver-

fahrenskontrolle nur durch 

substantielle Klagerechte und 

ergebniswirksame Beteiligung 

der Bevölkerung sichergestellt 

werden kann. „Diese funda-

mentalen Elemente sollen aber 

gerade zugunsten des neuen 

Gremiums beschnitten wer-

den”, stellt der BI-Vorsitzende 

Martin Donat fest. 

BI-Sprecher Wolfgang Ehmke 

ergänzt: „Die entscheidenden 

Fragen bleiben wieder einmal 

ungeklärt. Dringender als ein 

Honoratiorengremium mit ei-

nem Touch Bürgerbeteiligung 

braucht es eine umfassende 

gesellschaftlichen Debatte der 

Atommüllproblematik mit viel 

Zeit, statt einem kleinen Zirkel 

Aufgaben aufzubürden, die er 

so nicht schultern kann.” 

vergl. auch: „Wächterrolle oder Be-

schwerdestelle – Parteienvorstoß 

in Sachen Endlagersuche“, Strah-

lentelex 704-705 v. 5.5.2016, S. 

9-10. 

www.strahlentelex.de/Stx_16_70

4-705_S09-10.pdf   

Am 27. Juni 2016 hat die von 

Bundestag und Bundesrat vor 

zwei Jahren eingesetzte soge-

nannte Endlagerkommission 

ihren über 600 Seiten umfassen-

den Abschlußbericht beschlossen 

– lediglich gegen die Stimme 

des Vertreters des Bund für 

Umwelt und Naturschutz 

Deutschland e.V. (BUND) und 

bei Ankündigung diverser Son-

dervoten. 

Der Bericht der Kommission 

sieht als empfohlenen Entsor-

gungspfad vor, den Atommüll 

in einem Endlagerbergwerk zu 

entsorgen. Dabei sollen der 

Reversibilität von Entschei-

dungen sowie der Rückhol-

barkeit beziehungsweise Berg-

barkeit der Abfälle eine „hohe 

Bedeutung“ zugemessen wer-

den, um etwa Fehler korrigie-

ren zu können, heißt es. Der 

Standort mit „bestmöglicher 

Sicherheit“ soll in einem drei-

phasigen Verfahren ermittelt 

und per Bundesgesetz festge-

legt werden. Die Standortsu-

che soll durch eine umfassen-

de Öffentlichkeitsbeteiligung 

mit Gremien auf regionaler, 

überregionaler und nationaler 

Ebene begleitet werden, wird 

erklärt. Der Bericht schließt 

keines der im Standortaus-

wahlgesetz genannten mögli-

chen Wirtsgesteine aus. Damit 

könnte ein Endlager in Salz-, 

Ton- oder Kristallinformatio-

nen (Granit) entstehen. Die 

Wärmeabfuhr soll „aus Vor-

sorgegründen“ auf 100 Grad 

Celsius begrenzt sein (bisher 

mehr als 200 Grad). Der um-

strittene Standort Gorleben in 

Niedersachsen wird in dem 

Bericht nicht ausgeschlossen. 

Der wissenschaftliche Streit 

um Gorleben, ist völlig festge-

fahren, stellt die Bürgerinitia-

tive Umweltschutz Lüchow-

Dannenberg (BI) fest. Das las-

se sich auch aus dem Bericht 

der Kommission herauslesen. 

BI-Sprecher Wolfgang Ehm-

ke: „Wer heute fordert, Gor-

leben könne nur in einem wis-

Atommüll-Kommission am Ende 1 
 

Konflikte bleiben ungelöst 
 
Abschlußbericht der Atommüll-Kommission an den 
Deutschen Bundestag wurde bei einer Gegenstimme 
mehrheitlich beschlossen. Diverse Sondervoten an-
gekündigt. 
 

http://www.strahlentelex.de/Stx_16_704-705_S09-10.pdf
http://www.strahlentelex.de/Stx_16_704-705_S09-10.pdf
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senschaftsbasierten Verfahren 

als möglicher Endlagerstand-

ort herausfallen, der setzt das 

alte, durchsichtige Spiel fort, 

dass bei der Beurteilung der 

Geologie des Salzstocks Gor-

leben-Rambow die politische 

Einflussnahme eine herausra-

gende Rolle gespielt hat und 

dass die Ausschlusskriterien 

stets den mangelhaften geolo-

gischen Befunden angepasst 

wurden.“ Die Gorleben-Geg-

ner erinnern an die fehlende 

durchgängige Tonschicht über 

dem Salzstock Gorleben-

Rambow, den Einbruchsee bei 

Rambow und vorhersehbare 

Eiszeiten. „Das alles dürfen 

keine Ausschluss- sondern nur 

Abwägungskriterien sein?“, 

fragt die BI. 

Der Kinderbuchautor Jörg Som-

mer, Vorstandsvorsitzender der 

Deutschen Umweltstiftung und 

eines der 16 stimmberechtig-

ten Kommissionsmitglieder, 

jubelt im Gegensatz zum 

BUND-Vertreter: „Das von der 

Kommission erarbeitet neue 

Suchverfahren setzt auf die 

richtigen Schwerpunkte: Ohne 

Vorfestlegungen, auf Basis 

transparenter und wissen-

schaftlich fundierter Kriterien 

sowie mit umfangreichen Ele-

menten der Bürgerbeteiligung 

ausgestattet kann dieses unter 

zeitlichen, finanziellen und 

sicherheitsrelevante Aspekten 

historisch außergewöhnliche 

Projekt gelingen. Auch des-

halb, weil wir im Bereich der 

Partizipation weit über alles 

bisher Übliche hinausgehen.“ 

Zentral werde die Suche nach 

einem Endlager für hochradio-

aktive Abfälle „von einem Na-

tionalen Begleitgremium über-

wacht, dem neben unabhängi-

gen Persönlichkeiten auch Zu-

fallsbürger und Vertreter der 

jungen Generation angehören. 

In den möglicherweise be-

troffenen Regionen sind für 

alle Bürger offene Regional-

konferenzen mit starken Nach-

prüfrechten vorgesehen. Ein 

unabhängiger Partizipations-

beauftragter wacht über einen 

fairen Umgang mit entstehen-

den Konflikten.“ 

Jochen Stay, Sprecher der An- 

ti-Atom-Organisation .ausge-

strahlt hat die Arbeit der 

Kommission detailliert ver-

folgt. Er kommt zu einem an-

deren Schluß: „Diese Kom-

mission hat keinen Weg auf-

gezeigt, wie der jahrzehnte-

lange Atommüll-Konflikt gut 

gelöst werden könnte. Von ei-

nem ‚Neuanfang‘ oder gar ei-

nem gesellschaftlichen Kon-

sens kann auch nach 33 Sit-

zungen keine Rede sein. Es 

wird mindestens fünf Sonder-

voten geben, weil es in ent-

scheidenden Teilfragen nicht 

gelungen ist, Verständigungen 

zu erzielen. So haben bei-

spielsweise die Bundesländer 

Bayern und Sachsen, die bei 

der Schlussabstimmung nicht 

stimmberechtigt waren, schon 

deutlich gemacht, dass sie das 

Ergebnis nicht mittragen. 

Beim Thema Gorleben stehen 

sogar im eigentlichen Kom-

missions-Bericht zwei sich di-

ametral widersprechende Text-

fassungen nebeneinander. In 

weiteren wesentlichen Details 

konnte sich die Kommission 

nicht einigen und hat die ent-

sprechenden Entscheidungen 

einfach weggelassen. Die 

Auseinandersetzung wird also 

unvermindert weitergehen.“ 

Der überwiegende Teil der 

Anti-Atom-Bewegung hatte 

die Kommission in ihrer Zu-

sammensetzung und ihrem 

eingeschränkten Auftrag von 

Anfang an als ungeeignet an-

gesehen, den Konflikt zu 

überwinden. Von den mit dem 

Thema Atommüll befassten 

Umweltorganisationen hatte 

alleine der BUND in der 

Kommission mitgearbeitet. 

Dass er nun nach zwei Jahren 

mühevoller und konstruktiver 

Mitarbeit mit Nein stimmte, 

macht deutlich, dass der Kon-

flikt zwischen Regierenden 

und Umweltbewegung in Sa-

chen Atommüll nicht über-

wunden werden konnte, stellt 

Stay fest. 

Klaus Brunsmeier, stellvertre-

tender Vorsitzender des BUND 

und neben Sommer in der 

Kommission als Vertreter der 

„Zivilgesellschaft“ fungierend 

(wie Parlamentarier die Be-

völkerung nennen), erklärte: 

„Wir haben in der Kommissi-

on zwei Jahre lang konstruktiv 

und mit großem Engagement 

mitgearbeitet, um das gelten-

de Standortauswahlgesetz zu 

verbessern. Erreichen wollten 

wir, den Mehrheitsbeschluss des 

Bundestags zu einem gesell-

schaftlichen Konsens zu ma-

chen, der einen echten Neu-

start bei der Endlagersuche 

ermöglicht. Die Kommission 

hat ihre eigenen Ansprüche 

nicht wirklich erfüllt, deshalb 

müssen wir den Abschluss-

bericht ablehnen“. Diese Ab-

lehung hatte ihm der Ge-

samtrat des BUND, zwischen 

den Delegiertenversammlungen 

sein höchstes Beschlußgre-

mium, bereits am 11. Juni 

2016 aufgegeben. 

Der Bericht der Kommission, 

so Brunsmeier, mache zwar 

viele sinnvolle Vorschläge zur 

Verbesserung des Standort-

auswahlgesetzes, er beinhalte 

jedoch einige zentrale und 

grundsätzliche Mängel und 

fuße auf Fehlentscheidungen, 

die eine Zustimmung für ihn 

unmöglich gemacht hätten. 

„Wir geben ein Sondervotum 

ab, das unsere Kritikpunkte 

zusammenfasst“, sagte der 

BUND-Vertreter. 

Kritik übe der BUND unter 

anderem daran, dass nicht klar 

sei, für welche Art des 

Atommülls ein Lager gesucht 

werde. So schlage die Kom-

mission vor, auch den Müll 

aus der „Asse“ bei Wolfenbüt-

tel, radioaktive Abfälle aus 

der Urananreicherung und 

sonstigen nicht für das Endla-

ger für schwach- und mittelak-

tiven Abfall „Schacht Kon-

rad“ bei Salzgitter geeigneten 

Atommüll in das neue Such-

verfahren zu integrieren. 

Zweiter Hauptkritikpunkt des 

BUND sei, dass sich die 

Kommission für ein neues 

Endlager-Suchverfahren nicht 

zu einem Verzicht auf den 

Standort Gorleben durchrin-

gen konnte. Außerdem habe 

der BUND gefordert, in den 

Abschlussbericht einen Passus 

aufzunehmen, der eine verfas-

sungsrechtliche Absicherung 

des Atomausstiegs verlange. 

Leider habe sich die Kommis-

sion nicht zu einer klaren 

Empfehlung in diesem Sinne 

durchringen können. 

Ein Sondervotum kündigte 

auch Hubertus Zdebel, Spre-

cher für Atomausstieg der 

Bundestagsfraktion Die Linke 

und als Politiker nicht stimm-

berechtigtes Kommissionsmit-

glied, an: „Die Kommission 

‚Lagerung hoch radioaktiver 

Abfallstoffe‘ hat darin ver-

sagt, ein zeitgemäßes Modell 

für die Atommülllagerung in 

tiefen geologischen Formatio-

nen und einen fairen Weg 

dorthin neu zu definieren. DIE 

LINKE im Bundestag trägt 

diesen Bericht nicht mit und 

ich werde im Namen der 

Fraktion ein Sondervotum ab-

geben“. Zdebel: „Gravieren-

de Fragen sind weiterhin völ-

lig ungeklärt und werden eine 

Standortsuche künftig schwer 

belasten. Unklar bleibt z.B., 

ob das zu findende ‚Endlager‘ 

nicht nur hoch radioaktiven 

Atommüll, sondern auch leicht 

und mittel radioaktive Abfälle 

aufnehmen soll. Ein vielbe-

schworener Neustart, der wi-

der besseres Wissen den un-

geeigneten und politisch ver-

brannten Standort Gorleben 

im Spiel hält, hat keine Chan-

ce, den angestrebten gesell-

schaftlichen Konsens bei der 

dauerhaften Atommülllagerung 

zu erreichen. Es sollte allen 

eine Warnung sein, dass die 

Anti-Atom-Initiativen und 

Umweltverbände die Arbeit 

der Kommission bis zum 

Schluss schwer kritisierten. 

Ein hohes Gewicht der Kom-

mission sollte auf der Öffent-

lichkeitsbeteiligung liegen. Die-

se Messlatte hat sie deutlich 

gerissen und damit einen 

wichtigen Schritt zum Ver-

trauensaufbau verpasst.“ 

 
Nachdem die letzten Änderungen 

am Bericht von der Geschäftsstel-

le der Kommission eingearbeitet 

sind, soll er gedruckt werden. Die 

bisherigen Entwürfe sind auf der 

Webseite der Endlagerkommissi-

on 

http://www.bundestag.de/endlager/ 

einzusehen.   

http://www.bundestag.de/endlager/
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Über zwei Jahre hat die Atom-

müllkommission mit hohem 

personellem und zeitlichem 

Aufwand an der Erstellung ih-

res Berichtes gearbeitet. Am 

Ende ist sie über die Ergebnis-

se des AKEnd aus dem Jahr 

2002 kaum hinaus gekommen. 

Politik und Kommission ha-

ben sich den Forderungen aus 

der Anti-AKW-Bewegung nach 

• Beendigung des Projektes 

Gorleben, 

• Einbeziehung aller Arten ra-

dioaktiver Abfälle, 

• offene und gründliche Un-

tersuchung alternativer Lager-

methoden, 

• Aufarbeitung der Fehler der 

Vergangenheit und 

• echte Öffentlichkeitsbeteili-

gung die über den puren Ge-

stus hinausgeht 

verweigert. Damit wurde ei-

nerseits die Chance nach einer 

neuen gesellschaftlichen Ver-

trauensbasis in die künftige 

Atommüllpolitik fahrlässig ver-

geben. Andererseits erwies sich 

die Weigerung auch gegen-

über den realen Entwicklun-

gen als politischer Fehler. Das 

eine konkrete Ergebnis, die 

Forderung nach einem Ex-

portverbot für hoch radioakti-

ve Abfälle, wird von der Bun-

desregierung ignoriert. 

1. Keine Beendigung des 
Projektes Gorleben 

Spätestens bei der Formulie-

rung der Kriterien für den 

Suchprozess wurde deutlich, 

welch weitreichender Fehler 

es war, den Standort Gorleben 

nicht aufzugeben. Bei der Er-

stellung der angeblich wissen-

schaftlich-objektiven Kriterien 

wurde die Hürde aufgestellt, 

dass keines dieser Kriterien zu 

einem automatischen Aus-

schluss des Salzstockes Gor-

leben führen dürfe. Damit 

wird jedoch die Monstranz der 

Ergebnisoffenheit, die die 

Kommission vor sich herträgt, 

genau in ihr Gegenteil ver-

kehrt. Wenn kein Kriterium 

Gorleben ausschließen darf, so 

begünstigen die Kriterien eine 

letztendliche Standortentschei-

dung für Gorleben. 

Die unterlassene Aufarbeitung 

der Fehler und Einflussnah-

men auf dem Irrweg Gorleben 

macht eine unvoreingenom-

mene ausschließlich sicherheits-

gerichtete Bewertung auch an-

derer möglicher Standorte un-

möglich und schlägt sich in 

der kritiklosen Übernahme der 

vorläufigen Sicherheitsanalyse 

nieder. Auf den Erkundungs-

vorsprung am Salzstock Gor-

leben bleibt die Kommission 

eine Antwort schuldig und 

nennt noch nicht einmal eine 

Mindestanzahl untertägig zu 

untersuchender und zu ver-

gleichender Standorte pro 

Wirtsgestein. Eine seriöse Ab-

wägungsentscheidung auf der 

Grundlage eines validen wis-

senschaftlichen Auswahlpro-

zesses kann auf diese Weise 

nicht getroffen werden. 

2. Keine Einbeziehung aller 
Arten radioaktiver Abfälle 

Mit dem Hinweis auf das 

planfestgestellte Atommüllla-

ger Schacht KONRAD entzo-

gen sich Politik und Kommis-

sion der Forderung nach ei-

nem echten Neuanfang in der 

Atommülldebatte, der alle Ar-

ten radioaktiver Abfälle um-

fassen muss. Bundesregierung 

und Kommission wurden 

schneller von der Realität ein-

geholt, als ihnen lieb war. 

Nachdem die Regierung im 

Zuge der Erstellung des Nati-

onalen Entsorgungsprogramms 

endlich eine Bestandsaufnah-

me der radioaktiven Abfälle 

machen musste, wurde auch 

ihr klar, dass weitaus mehr 

und ganz anderer schwach- 

und mittelradioaktiver Abfall 

anfällt, als in Schacht KON-

RAD laut Genehmigung ein-

gelagert werden dürfte. Selbst 

wenn in der Bestandsaufnah-

me der Bundesregierung noch 

wichtige Abfallströme fehlen, 

ist offensichtlich, dass das Zwei-

Endlager-Konzept (Schacht 

KONRAD plus einen Standort 

für insbesondere hoch radio-

aktive Abfälle) nicht länger 

aufrecht zu erhalten ist. Die 

Kommission war weder wil-

lens noch zeitlich in der Lage, 

sich im letzten halben Jahr mit 

diesem grundsätzlichen Prob-

lem zu beschäftigen. Solange 

es aber keine Entscheidung 

über das Konzept für die La-

gerung aller Arten radioakti-

ver Abfälle gibt, macht eine 

Standortsuche für einen Teil 

der Abfälle keinen Sinn. 

3. Keine Prüfung anderer 
Lagermöglichkeiten 

Die Kommission hat nicht 

einmal ernsthaft versucht, al-

ternative Lageroptionen zu 

prüfen. Sie hat stattdessen 

nahtlos den auf tiefengeologi-

sche Lagerung fixierten Weg 

fortgesetzt, der in der Vergan-

genheit zu den Havarien in der 

Asse und Morsleben führte. 

Ähnlich droht es im weiteren 

Verfahren den alternativen 

Gesteinsformationen Ton und 

Kristallin zu ergehen. Wenn 

keine Gleichwertigkeit in der 

Untersuchungstiefe zu Salz 

hergestellt wird, werden die 

Ergebnisse, ob bewusst oder 

als Automatismus, zu einer 

Beibehaltung des in den letz-

ten Jahrzehnten eingeschlage-

nen Weges führen: tiefengeo-

logische Lagerung in Salz und 

in Verbindung mit Punkt 1 am 

Standort Gorleben. 

4. Keine Aufarbeitung der 
Fehler in Vergangenheit 
und Gegenwart 

Anstatt die Geschichte des 

Einstieges in die Atomener-

gienutzung zu erzählen, die 

bei dem im Bericht zitierten 

Joachim Radkaus „Aufstieg 

und Krise der deutschen 

Atomwirtschaft“ viel besser 

nachzulesen ist, hätte sich die 

Kommission besser den Fra-

gen gewidmet, wie es zu den 

eklatanten Fehlentscheidun-

gen in der Vergangenheit 

kommen konnte, wieso dafür 

verantwortliche Personen bis 

heute an wichtigen Entschei-

dungen beteiligt sind und wa-

rum die gleichen Fehler in der 

Gegenwart wiederholt wer-

den. So findet sich in der lan-

gen Erzählung 

• kein Wort dazu, dass das 

Oberbergamt Clausthal-Zeller-

feld 1965 vor einer Einlage-

rung von Atommüll in der 

ASSE II gewarnt hatte und die 

Deutsche Atomkommission ein 

eigenes, neues Endlagerberg-

werk präferiert hatte, 

• kein Wort dazu, dass es dem 

Bundesamt für Strahlenschutz 

(BfS) seit Jahren nicht gelingt, 

einen Langzeitsicherheitsnach-

weis für das marode Atom-

mülllager Morsleben zu füh-

ren und das BfS die illegal 

zwischengelagerten Strahlen-

quellen und das illegal zwi-

schengelagerte Radiumfass 

trotzdem einfach in dem 

Bergwerk belassen will, 

• kein Wort dazu, dass die 

Genehmigung von Schacht 

KONRAD in dem Energie-

konsens zwischen SPD/Grüne 

und Energiewirtschaft trotz 

fachlicher Bedenken von Lan-

des- und Bundesumweltminis-

ter politisch vereinbart wurde 

und das Konzept und die 

grundlegenden Sicherheitsbe-

rechnungen aus den 1980er 

Jahren in keiner Weise mehr 

dem heutigen Stand von Wis-

senschaft und Technik ent-

sprechen, 

• und kein Wort dazu, dass die 

zeitgemäße Beteiligung der 

Öffentlichkeit „von Beginn 

an“ in Gorleben 40 Jahre nach 

der Standortbenennung nicht 

mehr möglich und dieses De-

fizit nach Jahrzehnten der 

„Verpolizeilichung“ des Kon-

fliktes auch nicht mehr heilbar 

ist. 

.Atommüll-Kommission am Ende 2 
 

Außer Spesen nichts gewesen 
 
Stellungnahme der Umwelt- und Anti-Atom-Organisatio-
nen zum Ergebnis der Kommission Lagerung hoch 
radioaktiver Abfälle 

Dokumentation 
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Wer Fehlentscheidungen und 

Fehlhandlungen unter den 

Teppich kehrt statt schonungs-

los ans Tageslicht zu bringen, 

ruft weiteres Misstrauen her-

vor und verhindert dringend 

notwendige Erkenntnisfort-

schritte. 

5. Schwerwiegende Fehler 
des Standortauswahl-
gesetzes werden durch die 
Kommission nicht korrigiert 

Eine wichtige Aufgabe der 

Kommission war, das Stand-

ortauswahlgesetz zu evaluie-

ren. Zentrale Kritikpunkte an 

dem Gesetz waren unter ande-

rem die Errichtung einer 

mächtigen „Superbehörde“, das 

Bundesamt für Kerntechni-

sche Entsorgung (BfE) und 

die Einschränkung der Klage-

rechte der Bevölkerung durch 

die im Gesetz vorgesehene 

Legalplanung. Anstatt die Kri-

tik am BfE aufzunehmen und 

dieses in seinen vorgesehenen 

Kompetenzen zu beschneiden, 

werden dem Bundesamt für 

Strahlenschutz (BfS) seine 

Zuständigkeiten für den Bau 

und Betrieb von tiefengeolo-

gischen Atommülllagern ent-

zogen. Diese werden in einer 

neu zu gründenden privat-

rechtlichen GmbH in öffentli-

chem Besitz zusammenge-

führt, was absehbar zu noch 

weniger öffentlicher Kontrolle 

und Transparenz führen wird. 

Das BfE bleibt in seinen 

Kompetenzen völlig unange-

tastet. 

Gleiches gilt für die Legalpla-

nung. Sie dient der Beschleu-

nigung des Verfahrens durch 

Vermeiden lästiger Gerichts-

verfahren. Dadurch, dass der 

Bundestag künftig alle we-

sentlichen Entscheidungen im 

Rahmen der Standortauswahl 

trifft, werden die bisherigen 

Rechtswege für die Bevölke-

rung völlig ausgehebelt. Bis-

her können sie gegen Verwal-

tungsentscheidungen einen 

mehrinstanzlichen Rechtsweg 

einschlagen. Künftig können 

sie lediglich vor das Bundes-

verfassungsgericht ziehen, das 

jedoch keine Verwaltungsent-

scheidungen sondern Grund-

rechtsverletzungen prüft. 

Umweltverbänden ist auch 

dieser Weg verwehrt, sie sind 

nicht „grundrechtsfähig“. Eine 

solche Einschränkung der 

Klagerechte widerspricht dem 

Europarecht (Aarhus-Konven-

tion). Anstatt die Legalpla-

nung aufheben zu wollen, 

greift die Kommission zu 

Hilfskonstruktionen. Über ei-

nen oder mehrere Bescheide 

des BfE im Verfahren soll 

Rechtschutz erzeugt werden, 

der jedoch für den Bundestag 

gar nicht bindend sein kann. 

6. Das vielbeschworene 
Verursacherprinzip wird 
ignoriert 

Auch bei der Frage des Verur-

sacherprinzips wurde die 

Kommission von der realen 

politischen Entwicklung über-

rollt. Die Atomfinanzkommis-

sion (KFK), die im Herbst 

2015 beim Bundeswirtschafts-

minister eingesetzt wurde, 

schlägt in ihrem Abschlussbe-

richt eine Enthaftung der 

Energiekonzerne für die Kos-

ten der Lagerung radioaktiver 

Abfälle vor. Mit der Anliefe-

rung der radioaktiven Abfälle 

an den Zwischenlagern sollen 

diese in die Verantwortung 

der öffentlichen Hand überge-

hen. Alle zukünftigen Kosten 

über einen Betrag von 23,3 

Mrd. Euro hinaus sollen die 

Steuerzahlerinnen und Steuer-

zahler tragen müssen. Anstatt 

dass die Kommission protes-

tiert und einfordert, dass die 

Abfallverursacher auch die 

Verantwortung für ihren Müll 

bis zum bitteren Ende tragen 

müssen, beugt sie sich den 

Empfehlungen der KFK. 

7. Der Beschluss zum 
Exportverbot für hoch radio-
aktive Abfälle ist zahnlos 

Es zeichnet sich bereits ab, 

dass eines der wenigen kon-

kreten Ergebnisse der Kom-

mission, ein Exportverbot für 

hoch radioaktive Abfälle zu 

fordern, wirkungslos bleiben 

wird. Dieser Beschluss wurde 

vor dem Hintergrund gefasst, 

dass die Bundesregierung plant, 

die abgebrannten Brennele-

mente aus den beiden Hoch-

temperaturreaktoren AVR Jü-

lich und dem THTR Hamm-

Uentrop zum dauerhaften Ver-

bleib in die USA zu expor-

tieren. Doch erstens impliziert 

die Forderung nach einem 

„generellen“ Exportverbot ju-

ristisch die Möglichkeit für 

Ausnahmen. Zweitens läuft 

das Genehmigungsverfahren 

in den USA für den Import 

ungebremst weiter. Und drit-

tens hält das Bundesumwelt-

ministerium im Nationalen Ent-

sorgungsprogramm an einem 

Export fest und erklärte im 

Januar 2016, dass es sich 

schließlich nur um eine 

Empfehlung der Kommission 

handeln würde. 

8. Die Öffentlichkeitsbe-
teiligung geriet zur Farce 

Völlig zur Farce geriet die Öf-

fentlichkeitsbeteiligung der 

Kommission. Weder wurde 

die Öffentlichkeit frühzeitig 

noch angemessen beteiligt. 

Die „Beteiligung“ reduzierte 

sich auf informatorische An-

hörungen ohne jede Ergeb-

niswirksamkeit. Beiträge wur-

den von den ModeratorInnen 

auf Ergebnisorientierung ge-

glättet – und von der Kom-

mission als störend empfun-

den. Schließlich meinten die 

Experten und Wissenschaftler 

der Kommission, selbst am 

besten zu wissen, was sie tun. 

Da ist es nur vordergründig, 

wenn die Kommission den 

Zeitmangel als Ausrede ins 

Feld führt. Man wollte eben 

den Bericht nicht mit der Öf-

fentlichkeit entwickeln, son-

dern höchstens die Ergebnisse 

von ihr diskutieren lassen. 

9. Ausblick 

Solange die Suche nach einem 

„Endlager“ Teil der Legiti-

mierung des Betriebs von 

Atomanlagen ist, steht sie 

immer unter dem Generalver-

dacht, legitimatorisch zu sein. 

Darum wird – unabhängig von 

unserer Forderung nach sofor-

tiger Abschaltung – eine Ent-

spannung der Auseinanderset-

zung um Atommüll erst dann 

möglich sein, wenn kein wei-

terer Atommüll und damit 

rechtliche und tatsächliche 

Sachzwänge produziert wer-

den. Wir können daher nur vor 

dem Irrglauben warnen, es 

gehe jetzt nur um die kritische 

Begleitung eines festgelegten 

und lediglich technokratisch 

zu gestaltenden Weges. Je 

weniger die Ursachen der Kri-

tik an der Atomenergie zur 

Grundlage gemacht werden, 

umso heftiger werden die 

Auseinandersetzungen spätes-

tens dann aufbrechen, wenn 

neue Standorte ins Spiel 

kommen, deren Situation dann 

um nichts anders ist, als in den 

Jahrzehnten zuvor. 

Ein lediglich behaupteter 

Neuanfang wird scheitern, 

weil er zu offensichtlich nichts 

an den materiellen Grundla-

gen ändert. Im Kern kann es 

jetzt nicht um die Auswahl ei-

nes oder mehrerer neuer 

Standorte gehen, sondern um 

den Beginn einer offenen ge-

sellschaftlichen Auseinander-

setzung um den Umgang mit 

Atommüll und dessen einst-

weilig letzten Verbleib. Dies 

geht nicht ohne entschei-

dungsrelevante Rechte der 

Bevölkerung. Dazu war die 

Kommission nicht bereit und 

Bundestag und Bundesregie-

rung sind es auch nicht. Nie-

mand kann garantieren, dass 

ein solcher Prozess letztend-

lich zu einer akzeptierten Lö-

sung führen würde, aber es 

wäre die einzige Chance da-

für. 

verfasst im Auftrag der Atom-

müllkonferenz: 

Arbeitsgemeinschaft Schacht KON-

RAD, BI Umweltschutz Lüchow-

Dannenberg, .ausgestrahlt, Aarhus 

Konvention Initiative, AG Atom-

Erbe Neckarwestheim, Aktions-

bündnis Münsterland gegen Atom-

anlagen, Aktionsbündnis STOPP 

Westcastor, AK.W.ENDE Berg-

straße, anti atom aktuell - Zeitung 

für die sofortige Stilllegung aller 

Atomanlagen, Anti-Atom-Bünd-

nis „Atomreaktor Wannsee dicht-

machen“, Anti-Atom-Bündnis Nie-

derrhein, Anti-Atom-Bündnis Schaum-

burg, Anti-Atom-Büro Hamburg, 

Anti-Atom-Gruppe Bad Steben, 

Anti-Atom-Gruppe Osnabrück, Anti-

Atom-Initiative-Göttingen, Anti-

Atom-OWL, Anti Atom Plenum 

Göttingen, Anti-Atom-Plenum We-

serbergland, BA-BI Schweinfurt, 



12  Strahlentelex  Nr. 708-709 / 07.2016 

Bendorfer Umweltinitiative e.V., 

BI „Kein Atommüll in Ahaus“, 

BI STOPPT TEMELIN, BISS-

Braunschweig (Bürgerinitiative 

Strahlenschutz Braunschweig), 

BISS-Leese (Bürgerinitiative Strah-

lenschutz Leese), BI WAANAA - 

BI gegen atomare Anlagen Wei-

den-Neustadt/WN, Bündnis gegen 

Castorexporte „Nix rein – nix 

raus“, Bürgerinitiativen gegen das 

AKW Mülheim-Kärlich, Bundes-

verband Bürgerinitiativen Umwelt-

schutz, BUND NRW Landesar-

beitskreis Atom, BUND-Kreis-

gruppe Dithmarschen, BUND-

Kreisgruppe Warendorf, BUND 

Regionalgruppe Münsterland, DGB 

Region SüdOstNiedersachsen, Ge-

sellschaft für Strahlenschutz, Göt- 

 

Der Bund für Umwelt und Na-

turschutz Deutschland (BUND) 

hat in der Kommission „Lage-

rung hoch radioaktiver Abfall-

stoffe“ in den letzten 2 Jahren 

konstruktiv und mit erhebli-

chem Einsatz mitgearbeitet, 

um das geltende und von ihm 

stark kritisierte Standortaus-

wahlgesetz zu verbessern. 

Damit wollte der BUND die 

Bemühungen unterstützen, aus 

einem Mehrheitsbeschluss des 

Deutschen Bundestag einen 

Beitrag zu einem gesellschaft-

lichen Konsens zu leisten, der 

einen echten Neustart in der 

Suche nach einem Lager für 

den hoch radioaktiven Müll 

ermöglicht. 

Der BUND sieht in dem Be-

richt der Kommission einige 

sinnvolle und wichtige Vor-

schläge für Verbesserungen 

des geltenden Standortaus-

wahlverfahrens. 

Gleichzeitig enthält der Be-

richt aus Sicht des BUND 

aber gravierende Mängel und 

auch falsche Entscheidungen 

und Weichenstellungen: 

• Es bleibt unklar: Für wel-

chen Atommüll soll ein La-

ger gesucht werden? 

Über zwei Jahre lang hat die 

Kommission an Kriterien und 

einem Verfahren für die Suche 

nach einem Lager für hoch ra-

dioaktiven Müll gearbeitet. 

Am Ende aber schlägt die 

Kommission vor, auch den 

Müll aus der Asse, aus der 

Urananreicherung und für 

sonstigen „nicht-Konrad-gän-

gigen“ Müll in das Verfahren 

zu integrieren, ohne dafür Kri-

terien oder ein weiterentwi-

ckeltes Verfahren vorschlagen 

zu können. 

• Keine wissenschaftlich be-

gründete Einbeziehung von 

Kristallin als Wirtsgestein. 

Die Kommission hat die Auf-

gabe eines gleichwertigen An-

satzes für alle zu betrachten-

den Gesteinsarten nicht wirk-

lich gelöst, sondern im We-

sentlichen Formelkompromis-

se dazu beschlossen. Der 

BUND fordert, die untertägige 

Erkundung und Konzeptent-

wicklung für Granit, Ton und 

unterschiedliche Salzstruktu-

ren verbindlich im StandAG 

vorzuschreiben. 

• Kein Rechtsschutz nach 

jeder Phase des Verfahrens. 

Das Standortauswahlverfahren 

wird sich in drei Phasen über 

einige Jahrzehnte erstrecken. 

Die Kommission schlägt vor, 

dass die betroffenen Bür-

ger*innen, Grundeigentümer* 

innen und die Gebietskörper-

schaften der betroffenen Re-

gionen nach Phase 2 und ganz 

am Ende die Möglichkeit ha-

ben, das Standortauswahlver-

fahren auch gerichtlich über-

prüfen zu lassen. Das ist gut 

so. Aber nach Abschluss der 

ersten Phase mit der Auswahl 

der Standorte für die obertägi-

ge Erkundung fehlt diese 

Möglichkeit nach wie vor. 

Dies entwertet auch die neuen 

Ansätze der Öffentlichkeitsbe-

teiligung, die so in der für den 

Vertrauensaufbau wichtigen 

ersten Phase ohne Rechte 

bleibt. 

• Gorleben belastet weiter 

das zukünftige Verfahren. 

Die konkrete Arbeit in der 

Kommission hat gezeigt, dass 

es nicht funktioniert, den 

Standort Gorleben im Verfah-

ren zu lassen, ohne dass dies 

eine massive Belastung dar-

stellt. Bei der Ausarbeitung 

der Kriterien war immer im 

Hintergrund die Frage, was 

dies für den einen bekannten 

Standort bedeuten würde. Ein 

sauberes Verfahren unter Ein-

beziehung von Gorleben ist 

nicht möglich. Der BUND ist 

der Auffassung, dass der an-

gestrebte gesellschaftliche 

Konsens mit Gorleben nicht 

möglich sein wird und das 

Festhalten an diesem Standort 

das Suchverfahren weiter ver-

zögert. 

• Verfassungsrechtliche Ab-

sicherung des Atomausstiegs 

fehlt 

Die zentrale Basis für das 

künftige Suchverfahren ist der 

Ausstieg aus der Atomener-

gie. Zur dauerhaften Absiche-

rung hatte der BUND vorge-

schlagen, den Atomausstieg 

im Grundgesetz zu verankern. 

Die Kommission hält dies für 

möglich und zulässig, konnte 

sich aber nur zu einer Prüf-

empfehlung an den Deutschen 

Bundestag durchringen. 

Daher kann der BUND dem 

vorliegenden Abschlussbe-

richt der Kommission „La-

gerung hoch radioaktiver 

Abfallstoffe“ nicht zustim-

men.“ 

 
Der BUND übt zudem Kritik 
an den Vorschlägen der 
Kommission zu den Ent-
scheidungsgrundlagen und 
formuliert unter anderem: 

„4. Verbesserung der Strah-

lenschutzanforderungen. 

Der Strahlenschutz ist die we-

sentliche Größe, an der sämt-

liche Sicherheitsanforderun-

gen für die Bevölkerung und 

die bei Bau und Betrieb des 

Lagers Beschäftigten ausge-

richtet sein müssen. Die 

Kommission hat die vom 

BMUB (BMU 2010) vorge-

schlagenen Sicherheitskriteri-

en als Grundlage genommen 

und bestätigt. Ergebnis einer 

Anhörung am 19. November 

2015 war, dass die bisherigen 

Ansätze bestätigt werden – es 

seien (seit 2010) keine neuen 

Erkenntnisse hinzugekommen. 

Im Bericht der Kommission 

heißt es: „Sie kommt zu dem 

Ergebnis, dass diese Sicher-

heitsanforderungen grundsätz-

lich dem Stand von Wissen-

schaft und Technik und dem 

internationalen Diskussions-

stand entsprechen, aber eine 

regelmäßige Fortschreibung 

erfolgen sollte“. Es werden 

auch einige Punkte aufgelistet, 

die bei einer Überarbeitung 

der Sicherheitsanforderungen 

zu berücksichtigen sind. Dabei 

fehlt aus Sicht des BUND 

aber ein wesentlicher Punkt. 

Der BUND stellt fest, dass der 

Ansatz einer maximalen Strah-

lendosis von 10 µSv pro Per-

son/Jahr überholt ist. Dieser 

ist formuliert worden als der 

Risikofaktor für Krebsmortali-

tät bei 0,0125/Sv lag. Mittler-

weise wurde dieser auf 

0,055/Sv angehoben. Früher 

angesetzte Dosis(leistungs)re-

duzierungsfaktoren von 2,0 

sollten nicht mehr angewendet 

werden. Neue Ergebnisse der 

japanischen RERF-Stiftung 

gehen von einem Faktor von 

tinger Arbeitskreis gegen Atom-

energie, GREENPEACE, Holon-

Institut, IG Metall Salzgitter-Pei-

ne, IPPNW – Internationale Ärzte 

für die Verhütung des Atom-

kriegs – Ärzte in sozialer Verant-

wortung, Initiative AtomErbe Ob-

righeim, Initiative Brokdorf akut, 

Initiative „Langen gegen Atom-

kraft“, Kein Leben mit atomaren 

Risiken! (KLAR!), Klimaforum 

Detmold, Land in Sicht - Tran-

sition (LIST), Celle, Lüneburger 

Aktionsbündnis gegen Atom, 

Mütter gegen Atomkraft, Mün-

chen, Robin Wood, Strahlentelex, 

Umweltgruppe Wiedensahl, Um-

weltinstitut München, ver.di-Orts-

verein Salzgitter.  

 

 

Atommüll-Kommission am Ende 3 
 

Sondervotum des BUND 
zum Bericht der „Kommission Lagerung hoch 
radioaktiver Abfallstoffe“ (Auszug) 
 
Dokumentation 
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0,24/Sv. aus. Demnach ist von 

einem 10-20 fach höheren 

Strahlenrisiko auszugehen. [1] 

Der BUND fordert, sämtliche 

Sicherheitsanforderungen in 

Hinblick auf das Endlager, das 

Lagerkonzept, das Behälter-

konzept und den Strahlen-

schutz für Bevölkerung und 

Beschäftige sind aktuell mit 

einem 10-20 fach höheren 

Strahlenrisiko als in BMUB 

2010 zu bewerten. Der Be-

zugswert ist auf 0,5-1,0 

µSv/Jahr zu senken.“ 

1. Anm. d. Red.: vergl. zur Prob-

lematik ausführlicher: 

Thomas Dersee: Eine schleichen-

de Katastrophe, Strahlentelex 

702-703 v. 7.4.2016, S. 1-2,  

www.strahlentelex.de/Stx_16_70

2-703_S01-02.pdf  

Thomas Dersee: Die Anforde-

rungen an die Endlagersicherheit 

beruhen auf vier Jahrzehnte alten 

Risikoschätzungen und sollen im 

Wesentlichen beibehalten wer-

den, Strahlentelex 694-695 v. 03. 

12.2015, S. 1-3 

www.strahlentelex.de/Stx_15_69

4-695_S01-03.pdf  

 

Noch kurz vor der Bundes-

tagswahl 2013 verabschiede-

ten CDU/CSU, FDP, SPD und 

die Grünen das umstrittene 

„Standortauswahlgesetz“ in 

Bundestag und Bundesrat – 

gegen massive Kritik aus der 

Gesellschaft. Das Gesetz be-

nannte Gorleben ausdrücklich 

als möglichen Standort, Nie-

dersachsen dagegen verlangte 

den Neubeginn der Endlager-

suche ohne Gorleben. Als ihr 

die Einrichtung einer „Endla-

gerkommission“ zugesichert 

wurde, gab auch die nieder-

sächsische Landesregierung 

ihre ablehnende Haltung auf. 

Diese Kommission sollte das 

umstrittene Standortauswahl-

gesetz nochmals in Gänze 

überprüfen, um dem Bundes-

tag Änderungen vorzuschla-

gen. Ihr zweiter grundlegender 

Auftrag bestand darin, wis-

senschaftsbasierte Auswahl-

kriterien für den Suchprozess 

zu erarbeiten. 

Aber schon bei der Besetzung 

der Kommission spielten die 

politischen Machtverhältnisse 

eine größere Rolle als fachli-

che Kompetenz und Unab-

hängigkeit. Auch die Atom-

konzerne bekamen Sitze – und 

behielten sie selbst dann noch, 

als sie die Bundesregierung 

mit Klagen gegen den Atom-

ausstieg und das Standortaus-

wahlgesetz überzogen. Anders 

als die politischen Vertreter 

hatten sie beim Abschlussbe-

richt sogar Stimmrecht. 

Der alte Tunnelblick: 
Atommüll soll ins Berg-
werk 

Das Standortauswahlgesetz for-

dert, sich mit den verschiede-

nen Entsorgungsoptionen für 

den Atommüll zu befassen. 

Dies könnten z.B. Oberflä-

chenlagerung, oberflächenna-

he Lagerung in Bunkeranla-

gen, Bohrlochlagerung in 

mehreren Kilometern Tiefe 

sein oder auch Mischformen - 

zum Beispiel die Kombination 

einer verlängerten Zwischen-

lagerung und Abkühlung des 

Atommülls mit einer an-

schließenden wartungsfreien 

tiefengeologischen Lagerung. 

(Dieses von den Niederlanden 

verfolgte Konzept wurde bei 

einem internationalen Ver-

gleich nicht berücksichtigt.)  

Die Kommission entzog sich 

einer entsprechenden vertie-

fenden Diskussion. Sie be-

schloss stattdessen, einzig den 

alten Weg der tiefengeologi-

schen Lagerung weiterzuver-

folgen. Für künftige Standort-

regionen wird diese verfrühte 

Festlegung nicht nachvoll-

ziehbar sein. Nicht nur sie 

werden das ganze Verfahren 

in Frage stellen und darauf be-

stehen, eine Grundsatzdiskus-

sion und öffentliche Debatte 

nachzuholen, die vor der 

Standortsuche hätten geführt 

werden müssen. 

Auch die Erfahrungen mit 

dem Standort Gorleben fanden 

keinen Eingang in den Dis-

kurs. Zwar wurde zu diesem 

Thema im Auftrag des Vorsit-

zenden und mit dem Fachwis-

sen aller in der Kommission 

sitzenden Geologen von der 

Geschäftsstelle ein Kapitel für 

den Abschlussbericht verfasst. 

Die Schlussfolgerung des Pa-

piers, Gorleben sei zu stark 

belastet, um noch als Endla-

gerstandort in Frage zu kom-

men, sorgte aber umgehend 

für empörte Pressemitteilun-

gen und Widerstand - in der 

Kommission selbst genauso 

wie auch bei führenden Par-

teipolitikern außerhalb der 

Kommission. Das macht deut-

lich, wie groß der politische 

Druck ist, Gorleben weiter 

durch das Verfahren zu zie-

hen. 

Lieblingsgestein der 
Kommission: Salz 

Das Standortauswahlgesetz sieht 

vor, sich nicht nur auf Salz als 

Endlagermedium zu fokussie-

ren, sondern auch für Tonge-

stein und Granit eigene „wirts-

gesteinsspezifische“ Auswahl-

kriterien zu erarbeiten. Die 

Kommission orientierte sich 

jedoch an Kriterien des „Ar-

beitskreises Auswahlverfahren 

Endlagerstandorte“ (AKEnd) 

aus dem Jahr 2002, die sich 

seinerzeit auf die Einlagerung 

in Salz und dessen „Ein-

schlusswirksamkeit“ bezogen, 

aber nicht ohne weiteres auf 

Granit- und Tongestein über-

tragen werden können. Das 

Ergebnis sind nun Ausschluss- 

und Auswahlkriterien, die 

keinen wirklichen Vergleich 

zulassen. 

Gleichzeitig achtete die Mehr-

heit in der Kommission pe-

nibel darauf, Kriterien, die 

Gorleben ausschließen wür-

den, zu verhindern oder als 

unwichtig einzustufen. So hat 

der Salzstock Gorleben-Ram-

bow im Gegensatz zu anderen 

möglichen Standorten kein in-

taktes „Deckgebirge“, also kei-

ne wasserundurchlässige Schicht 

zwischen dem Einlagerungs-

bereich und dem Grundwas-

serhorizont. Entgegen der 

Forderung vieler Geologen 

konnte sich die Kommission 

nicht auf ein solches Deckge-

birge als verpflichtende Min-

destanforderung für ein siche-

res Endlager einigen. Stattdes-

sen soll es nur noch als „Ab-

wägungskriterium“ gelten: 

Ein Gummikriterium, das je 

nach erwünschtem Resultat 

interpretiert und gewertet 

werden kann. Damit weicht 

die Kommission die Anforde-

rung eines „Mehrbarrierensys-

tems“ auf, die zu Beginn der 

Endlagersuche noch als unab-

Thomas Dersee: Nicht 1 mSv, 

nicht 10 µSv, sondern 0,25 µSv 

zusätzliche Strahlenbelastung pro 

Jahr müssten es sein, würden in-

ternationale Regeln angewendet, 

Strahlentelex 696-697 v. 07.01. 

2016, S. 1-3, 

www.strahlentelex.de/Stx_16_69

6-697_S01-03.pdf 

Hagen Scherb: „Risikobasierte, 

nicht dosisbasierte Sicherheitskri-

terien müssen für die Atommüll-

lagerung entwickelt und ange-

wendet werden“, Strahlentelex 

696-697 v. 07.01.2016, S. 3-5, 

www.strahlentelex.de/Stx_16_69

6-697_S03-05.pdf  

Thomas Dersee, Werner Neu-

mann: Das Öko-Institut hat keine 

Bedenken gegen die Freigabe von 

Atomabfällen, Strahlentelex 688-

691 v. 03.09.2015, S.1-6 

www.strahlentelex.de/Stx_15_68

8-691_S01-06.pdf  
Werner Neumann: Hohe indivi-

duelle Strahlendosen werden zu-

gelassen und Kollektivdoisen 

ausgeblendet, Strahlentelex 706-

707 v. 2.6.2016, S. 4-6, 

www.strahlentelex.de/Stx_16_70

6-707_S04-06.pdf   
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dingbar für eine sichere End-

lagerung galt. Vor allem das 

die Behälter umgebende Ge-

stein (der „einschlusswirksa-

me Gebirgsbereich“) soll nun 

dafür sorgen, dass es keinen 

Kontakt zwischen Atommüll 

und Grundwasser bzw. der 

Biosphäre gibt. 

Das gleiche gilt für „Ein-

bruchseen“, die als Ausschluss-

kriterium zu gelten hätten. Der 

an der Salzstudie der Bundes-

anstalt für Geowissenschaften 

und Rohstoffe (BGR) von 

1995 beteiligte Geologe Paul 

Krull hatte ausdrücklich keine 

Salzstöcke mit Einbruchseen 

(wie den Salzstock Gorleben-

Rambow mit dem Rudower 

See) als untersuchungswürdig 

eingestuft. Das ignorierte die 

Kommission. 

Wissenschaftlich zu begrün-

den ist es nicht, wenn die 

Ausschluss- und Auswahlkri-

terien so eindeutig auf ein be-

stimmtes Endlagermedium 

zugeschnitten werden. Auf 

diese Weise versucht die 

Kommission, die Suche nach 

einem Endlager in Richtung 

Salz zu lenken. 

„Erkundung light“ als 
formale Pflichtübung 

Für ein Endlager, das größt-

mögliche Sicherheit bietet, 

müssten die in Frage kom-

menden Standorte auch mit 

größtmöglicher, wissenschaft-

licher Sorgfalt miteinander 

verglichen werden. Dazu ge-

hört auch, dass mehrere 

Standorte über ein Bergwerk 

untertägig erkundet werden. 

Die Empfehlungen der Kom-

mission würden jedoch ein 

Verfahren ermöglichen, das 

neben dem schon benannten 

Standort Gorleben nur noch 

einen einzigen neuen Standort 

untertägig erkundet.  

Ansonsten ist eine „Erkun-

dung light“ geplant, die sich 

mit der theoretischen Auswer-

tung von Druckwellen (Seis-

mik) und Probebohrungen be-

gnügt. Eine solche formale 

Pflichtübung kann nicht annä-

hernd zu dem gleichen Er-

kenntnisstand wie beim Salz-

stock Gorleben führen. Jeder 

mögliche „Endlagerstandort“, 

der dann aus dem Hut gezau-

bert wird, ist mit einem 

schwerwiegenden Geburtsfeh-

ler belastet. Und damit steigt 

auch die Wahrscheinlichkeit, 

dass am Ende doch wieder 

Gorleben übrig bleibt - nicht 

als Ergebnis eines sorgfältigen 

wissenschaftlichen Auswahl-

prozesses, sondern aus rein 

politischen oder wirtschaftli-

chen Gründen. 

Die Rückholbarkeitslüge 

Die Endlagerkommission for-

dert zwar die „Rückholbar-

keit“ des eingelagerten 

Atommülls - auch aus einem 

Salzstock. 

Salz ist jedoch ein plastisches 

und kriechendes Gestein. Die 

Behälter mit dem heißen 

Atommüll würden darin ein-

sinken und sich verschieben. 

Diese und andere Gründe 

(z.B. Korrosion) würden eine 

spätere Bergung nahezu un-

möglich machen. Wie schwie-

rig Rückholbarkeit schon nach 

kurzer Zeit ist, zeigen die 

massiven Probleme bei den 

nun schon jahrelang laufenden 

Vorbereitungen, die Atom-

müll-Fässer aus dem maroden 

Salzlager Asse zu holen. Nach 

wie vor ist offen, ob das über-

haupt möglich sein wird – 

nicht zuletzt auch deswegen, 

weil die beteiligten Menschen 

vor Strahlung geschützt wer-

den müssen. Zum Vergleich: 

Ein einziger Castorbehälter 

hat ein 200fach größeres radi-

oaktives Potential als der ge-

samte Inhalt der Asse! 

„Rückholbarkeit“ suggeriert 

eine Fehlerfreundlichkeit der 

problematischen Tiefenlage-

rung, die insbesondere bei 

Salz nahezu unmöglich ist. 

Das weiß auch die Kommissi-

on: Im Kleingedruckten findet 

sich der Hinweis, dass die 

Rückholbarkeit nur für die 

Einlagerungsphase gelten soll 

– jedoch nicht mehr, wenn das 

Bergwerk danach verschlos-

sen wird. 

Eine solche „Rückholbarkeit“ 

ist ohne Wert. Sie dient ledig-

lich als Schutzbehauptung, um 

Salz im Verfahren halten zu 

können, und als Beruhigungs-

pille für die Öffentlichkeit. 

Wirkungslose Klage-
rechte 

Um die Qualität des Suchver-

fahrens zu sichern, ist es un-

abdingbar, dass betroffene 

BürgerInnen einzelne Ent-

scheidungen vor Gericht 

überprüfen lassen können. 

Immer wieder wurden Verfah-

ren auf diese Weise korrigiert: 

Erst Gerichtsurteile stoppten 

die Einlagerung von Atom-

müll in den einsturzgefährde-

ten Salzstock Morsleben. Und 

Gerichte sprachen das „Kalkar-

Urteil“ für dynamische Schutz-

standards oder das „Brunsbüt-

tel-Urteil“ für einen besseren 

Terrorschutz.  

Das Standortauswahlgesetz ver-

schlechtert jedoch die Klage-

rechte von Betroffenen. Künf-

tig werden nicht mehr Behör-

den, sondern der Bundestag 

über die Auswahlschritte ent-

scheiden – und das per Gesetz. 

Gegen ein solches Gesetz ist 

dann nur noch eine Verfas-

sungsbeschwerde vor dem Bun-

desverfassungsgericht möglich, 

die allein auf Grundrechtsver-

letzungen beschränkt ist.  

Allerdings verpflichtet die 

Århus-Konvention der EU 

auch Deutschland, die Öffent-

lichkeit an solchen Entschei-

dungsverfahren „angemessen“ 

zu beteiligen und ihr Zugang 

zu Verwaltungsgerichten zu 

gewähren. An zwei Punkten, 

jeweils vor der Parlamentsent-

scheidung zur Standortaus-

wahl, soll es die Möglichkeit 

geben, gegen einen Feststel-

lungsbescheid des Bundesam-

tes für kerntechnische Entsor-

gung (BfE) zu klagen: Bei der 

Entscheidung, welche Stand-

orte untertägig untersucht 

werden sollen (§17) und bei 

der letzten Entscheidung für 

einen Standort (§19). Klagen 

wären dann nur vor dem Bun-

desverwaltungsgericht mög-

lich. Klagegegenstand wäre 

die Feststellung des BfE, dass 

bis dahin die umweltrechtli-

chen Anforderung und Krite-

rien des StandAG beachtet 

wurden – nicht jedoch die 

Entscheidungen des Bundes-

tages selbst. 

Eine Festlegung der Standorte 

durch den Bundestag hat einen 

weiteren gravierenden Nach-

teil: Das Suchverfahren wird 

so den Partei- und Wahlkreis-

interessen der Bundestagsab-

geordneten ausgeliefert – und 

damit zum Gegenstand für po-

litische Verhandlungen und 

Deals.  

Beteiligung der Öffent-
lichkeit: Nicht mehr als 
eine Sandkiste 

Die Endlagerkommission ließ 

von professionellen Kommu-

nikationsfirmen zwar einige 

Beteiligungsveranstaltungen 

für die interessierte Öffent-

lichkeit durchführen. Die 

Kommission übernahm jedoch 

keine der wesentlichen Anre-

gungen in ihren Abschlussbe-

richt.  

Nach dem gleichen Prinzip 

sind auch die „Mitwirkungs-

rechte“ beim Suchverfahren 

selbst gestaltet. Zwar soll die 

Öffentlichkeit über verschie-

dene „Beteiligungsformate“ ein-

bezogen werden, Politik und 

Behörden sind aber keines-

wegs verpflichtet, ihre Vor-

schläge auch zu berücksichti-

gen. Allenfalls ein „einmali-

ges Nachprüfrecht“ regionaler 

Konferenzen könnte einzelne 

Schritte der Behörde noch 

einmal beleuchten – allerdings 

ohne, dass die Ergebnisse be-

rücksichtigt werden müssen. 

Was „Beteiligung der Öffent-

lichkeit“ genannt wird, dient 

letztlich nur dazu, dem Aus-

wahlverfahren Akzeptanz zu 

verschaffen und die Öffent-

lichkeit zu beschwichtigen. 

Weitreichende Ermächti-
gung der Behörden 

Die Sicherheitsforschung for-

dert ein Konzept der Macht-

verteilung und gegenseitigen 

Kontrolle („checks and balan-

ces“). Aber mit dem Bundes-

amt für kerntechnische Ent-

sorgung (BfE) wird eine Su-

perbehörde geschaffen und im 
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das Zentrum des Verfahrens 

platziert. Die Endlagerkom-

mission hat diese Machtkon-

zentration nicht in Frage ge-

stellt.  

Zwar wäre es ein Fortschritt, 

wenn das Verfahren den Be-

treibern der Atomkraftwerke 

tatsächlich entzogen und in 

staatliche Hände gelegt würde. 

Aber ohne wirksame Kontrol-

len von außen ist auch hier die 

politische Einflussnahme von 

Partikularinteressen und Lob-

byismus zu befürchten. 

Das vorgeschlagene „nationa-

le Begleitgremium“ kann das 

Verfahren nur unzureichend 

kontrollieren: Mehrheitlich sol-

len sie vom Bundestag und 

Bundesrat und damit nach 

Parteienproporz bestimmt wer-

den, ein kleinerer Teil von ei-

ner Bürgerversammlung oder 

per Losverfahren. Weder von 

seiner Zusammensetzung noch 

von seiner Ausstattung mit 

den notwendigen Rechten her 

wäre dieses Gremium in der 

Lage, auf Augenhöhe mit der 

Superbehörde BfE zu agieren 

und kritischen Auffassungen 

Geltung zu verschaffen. 

Fazit 

Mit Hilfe dieses Auswahlver-

fahrens kann ein Atommüll-

endlager auch an einem geo-

logisch ungeeigneten Standort 

legalisiert und endgültig 

durchgesetzt werden – es 

bleibt eine Frage der politi-

schen Machtverhältnisse. Wel-

cher Standort auch letztlich 

ausgewählt würde: Diese Ent-

scheidung bekäme in keiner 

betroffenen Region das not-

wendige Vertrauen, das nur 

ein faires und allein wissen-

schaftlich basiertes Suchver-

fahren garantieren kann.  

Schulterschluss Lüchow-Dan-

nenberg am 30.Juni 2016: 
Jürgen Schulz, Landrat des Land-

kreises Lüchow-Dannenberg, 

Martin Donat, stellv. Vorsitzen-

der des Ausschusses Atomanla-

gen, Katastrophenschutz und Öf-

fentliche Sicherheit im Kreistag 

(SOLI), Klaus-Peter Dehde, Frak-

tionsvorsitzender SPD im Kreis-

tag , Kurt Herzog, Fraktionsvor-

sitz SOLI im Kreistag, Boris 

Freiherr von dem Bussche, FDP-

Abgeordneter im Kreistag, Wolf-

gang Wiegreffe, Fraktionsvorsit-

zender UWG im Kreistag, Bür-

germeister Gemeinde Trebel, 

Elke Mundhenk, Fraktionsvorsitz 

Grüne im Kreistag, Bürgermeiste-

rin der Stadt Dannenberg, Andre-

as Kelm, Sprecher Kreisverband 

B´90/DIE GRÜNEN, Johanne 

Voß, Vorstandsprecherin der 

Linken im Wendland, Propst 

Stephan Wichert-von Holten, 

Kirchenkreis Lüchow-Dannen-

berg, Familie von Bernstorff, Be-

troffene Grundstückseigentümer, 

Rebecca Harms, Fraktionsvorsit-

zende der Grünen im Europäi- 

 

Die französische „Kommissi-

on zur unabhängigen For-

schung und Information über 

Radioaktivität“ (CRIIRAD) [1] 

feierte im Mai 2016 den 30. 

Jahrestag ihrer Gründung. Mit 

5.800 Mitgliedern und Unter-

stützern zählt CRIIRAD zu 

einer der stärksten Organisa-

tionen in Europa, die in viel-

facher Weise sowohl ei-

genständige Messungen der 

Radioaktivität bei Atomkraft-

werken und der Umwelt 

durchführt, als auch politisch 

für Strahlenschutz aktiv ist 

und eine breite Öffentlich-

keitsarbeit durchführt. Man 

muss besonders hervorheben, 

dass eine solche Organisation 

in einem Land wie Frankreich, 

das einen der höchsten Anteile 

an der Stromversorgung aus 

Atomenergie hat und dessen 

Staats-, Wirtschafts- und For-

schungspolitik aufs intensivste 

auf die Atomwirtschaft ausge-

richtet ist, eine besonders 

schwierige und zugleich wich-

tige Rolle spielt. 

Als vor 30 Jahren CRIIRAD 

gegründet wurde, hatte die 

französische Regierung ge-

meinsam mit der französi-

schen Strahlenschutzkommis-

sion verkündet, dass nach der 

Katastrophe von Tschernobyl 

im Grunde so gut wie keine 

Radioaktivität in Frankreich 

niedergegangen sei. Daraufhin 

gründete sich CRIIRAD: Der 

Name der Organisation drückt 

ihren Anspruch aus, eigen-

ständige Messungen durch-

führen und unabhängig infor-

mieren zu können. Auch in 

Deutschland hatten sich im 

Jahr 1986 zahlreiche unabhän-

gige Messstellen gebildet, die 

laufend neue Messungen ver-

öffentlichten, aber in Frank-

reich herrschte ein staatlich 

erzeugtes Informationsvaku-

um. Es dauerte einige Jahre, 

bis die staatlichen Stellen 

Übersichtskarten der Boden-

kontamination in Frankreich 

veröffentlichten. 

Es wurden viele Messungen 

von Lebensmitteln und Um-

weltproben durchgeführt. Aber 

schon in den ersten Jahren der 

Arbeit von CRIIRAD ging 

man über zur Messung von Ra-

dioaktivität, von Emissionen 

und Ablagerungen der franzö-

sischen Nuklearwirtschaft. Es 

wurden Proben aus den Flüs-

sen entnommen und Untersu-

chungen bei den Wiederauf-

bereitungsanlagen durchge-

führt. Frankreich ist mit un-

zähligen Stellen der Uranwirt-

schaft übersät, von Produkti-

onsanlagen und Halden bis 

hin zu radioaktiven Belastun-

gen in Wohngebäuden und auf 

Sportplätzen. 

Auf der politischen Ebene 

standen nicht die Fragen der 

Abschaltung der französischen 

Atomanlagen und der Aus-

stieg aus der Atomenergie im 

Vordergrund. Das Ziel in den 

Statuten von CRIIRAD ist 

sowohl das „Recht auf Wis-

sen“ über sämtliche Einwir-

kungen von Radioaktivität 

und das „Recht auf Mitwir-

kung“ bei Entscheidungspro-

zessen, sowie das „Recht auf 

Leben und Schutz“ vor radio-

aktiven Belastungen in der 

Umwelt, in Lebensmitteln und 

anderen Produkten. Konkret 

angewendet würde dies natür-

lich den Ausstieg aus der 

Atomwirtschaft betreffen, die 

Uranwirtschaft, die Wieder-

aufbereitung sowie die militä-

rische Nutzung der Atom-

energie inbegriffen. CRIIRAD 

zeigt aber, dass allein über die 

vielfältige Kontrolle der radi-

oaktiven Emissionen, der 

Störfälle und Altlasten den 

Menschen die Gefahren der 

Atomwirtschaft immer wieder 

aufgezeigt werden können und 

müssen. 

CRIIRAD kümmerte sich 

auch um die Herkunft des 

Urans, insbesondere aus dem 

Niger, führte dort Messungen 

durch und schloss Bündnisse 

mit dortigen Organisationen 

von Menschen, die von Radi-

oaktivität aus dem dortigen 

Uranabbau belastet werden. 

Diese Arbeit wurde auf Uran-

minen in Malawi erweitert.  

Während die unabhängige Um-

weltüberwachung der Ortsdo-

sisleistung im Umkreis von 

AKWs in Deutschland nur ru-

dimentär aufgebaut wurde und 

Castor-Transporte durch Mes-

sungen am Rande von Bahnli-

nien registriert wurden, baute 

CRIIRAD ein Messnetz der 

Luftüberwachung der Beta-

strahlung (mit Filterstationen) 

sowie der Gamma-Ortsdosis 

mit hoher Empfindlichkeit 

und Qualität auf. Regelmäßig 

werden hierüber Berichte er-

stellt. [2] 

Schon bald nach der Grün-

dung führte CRIIRAD Pro-

gramme zur Messung von Ra-

don in Gebäuden durch, zumal 

das relativ einfach zu machen 

war. Dem Konzept von 

CRIIRAD folgend, werden 

Messgeräte verkauft und hier-

zu Schulungen durchgeführt. 

Dies gilt zum Beispiel für 

schen Parlament, Julia Verlinden, 

Mitglied des Bundestages (Bünd-

nis‘90/Die Grünen), Miriam 

Staudte, Mitglied des Landtages 

(Bündnis‘90/Die Grünen), W.-R. 

Marunde, Bäuerliche Notgemein-

schaft, Wolfgang Ehmke, Bürger-

initiative Umweltschutz, Asta von 

Oppen, Rechtshilfegruppe Gorle-

ben, Rudi Sproessel, DGB Kreis-

gruppe, Klaus Müller, BUND 

Lüchow-Dannenberg, NABU 

Lüchow-Dannenberg, Gabi Haas, 

Gorleben Archiv, Elisabeth 

Hafner, Gorleben-Gebet, Martin 

Schulz, Arbeitsgemeinschaft bäu-

erliche Landwirtschaft (AbL)      
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30 Jahre CRIIRAD 
 


